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1. Einleitung 

Die Bilanzierung von Leasingverhältnissen ist sowohl in Deutschland als au ch 

international eines der am meisten di skutierten Probleme der  Rechnungsle-

gung. Die Diskuss ion hat ihren Urspr ung in der schwierigen Abgrenzung von 

Leasingverträgen gegenüber Miet verträgen und kreditfinanzierten Kaufverträ-

gen. Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, ob das Objekt bi lanziell dem 

Leasinggeber (wie bei der Miet e) oder dem Leasingnehmer ( wie beim Kauf) 

zuzurechnen ist. Die Zurechnung zum Leas inggeber bietet für den Leasing-

nehmer die Möglichk eit der bilanzneutra len Finanzierung. Aufgrund des seit  

Jahren stetig ansteigenden Anteils der  Leasingfinanzierungen an den Gesamt-

investitionen (Leasingquote) ist dieses  Thema von besonderer Relev anz. Im 

Jahre 2006 betrug die Leasingquote in Deutschland 19,1 %. Die Mobilien-

Leasingquote betrug im selben Jahr sogar 23,6 %.1 

In der Anfangszeit des Leasings konzentrierte sich die Diskussion auf die Krite-

rien für die Zurechnung von Leasingverhältnissen. In den letzten Jahren ist aber 

zusätzlich die Identifizierung von Vertragsverhältnissen, auf die  diese Kriterien 

angewendet werden müssen, in den Mittelpunkt gerückt. Insbesondere se it der 

EU-Verordnung 1606/2002 sind für kapitalm arktorientierte Unternehmen in 

Deutschland die internationalen Rechnungs legungsstandards relevant. Es stel lt 

sich die Frage: Müssen Verträge, die nach HGB für den Leas ingnehmer bilanz-

neutral sind, nach IAS / IFRS in der Bilanz des Leasingnehm ers erfasst wer-

den? Die zahlreichen Kritikpunkt e an den aktuellen Standards haben dazu ge-

führt, dass die internationalen Standardsetzer eine Reihe von Reformentwürfen 

ausgearbeitet haben. Gefor dert wird eine grundlegende konzeptionelle Ände-

rung, die zu einer Bilanzierung aller Leasingverhältnisse beim Leasingnehmer 

führt. Befürworter sind der Ans icht, dass durch die Gleichbehandlung aller Ver-

träge die Abgrenzungsschwierigkeiten umgangen werden können. Diese neuen 

Vorschläge müssen jedoch auf  ihre Problemlösungsf ähigkeit und eventuelle 

Umsetzungsschwierigkeiten untersucht werden. 

 

                                                 
1 Vgl. Städtler (2007), S. 29. 
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2. Die Bilanzierung von Leasingverhältnissen nach IAS / IFRS 

Die Identifizierung eines Leas ingverhältnisses ist in der Praxis der Zurech-

nungsproblematik vorangestellt. Eine Rege lung ergibt sich aus  dem Standard 

IAS 17 sowie den Interpretationen IFRIC 4 und SIC 27. Direkte Nutzungsrechte 

können aufgrund der Definition des Begri ffs lease im IAS 17 eindeutig als  

Leasingverhältnisse identifiziert werden. Aufbauend auf diese allgemeine Defi-

nition wird der Begriff Leasingverhältnis durch die Interpretation IFRIC 4 „Fra-

gestellung, ob eine Vereinbarung ein L easingverhältnis enthält“ auf sogenannte 

indirekte Nutzungsverhältnisse erweiter t. Dabei handelt es sich um Vereinba-

rungen, die in ihrer rechtlichen Ausges taltung nicht als leas e bezeichnet wer-

den, aber nach dem wirtschaftlichen Gehalt als solche zu klassifizieren sind. 

Umgekehrt gibt es nach SIC 27 Vertragsverhältnisse, die zwar als lease qualifi-

ziert werden, aber nicht der bilanziell en Definition eines Leasingverhältniss es 

entsprechen. Die Kriterien für die anschließende Zurechnung ergeben sich aus 

der im Jahr 2003 überarbeiteten und seit 2005 gültigen Version des IAS 17.  

2.1 Identifizierung von Leasingverhältnissen nach IAS 17 

Die Definition des Begriffs Leasingverhältnis im IAS 17 beinhaltet jegliche zeit-

lich begrenzte Form der Nutzungsüberla ssung von mobilen oder immobilen 

Wirtschaftsgütern. Darunter fallen neben den in Deutschland formal als Leas ing 

bezeichneten Vertragsverhältnissen auch normale Mietverträge, mietrechtsähn-

liche Verträge, Pachtverträge, V ereinbarungen über Erbbaurechte sowie soge-

nannte Mietkaufverträge.2 Aufgrund der sehr weit reichenden Definition entfä llt 

nach IAS / IFRS die problematische Abgrenzung von Leasingverhältnissen ge-

genüber den zivilrec htlichen Vertragsformen wie Miete oder Pacht. Entschei-

dend für die Qualifikation als lease ist dabei nicht die zivilrechtliche Einordnung, 

sondern das Vorhandensein leasingspezifischer Merkmale.3   

Einzelne Vertragstypen sind keine Leas ingverhältnisse im Sinne des IAS 17, 

obwohl sie unter Umständen sogar explizit  als lease bezeichnet werden. Sie 

                                                 
2 Vgl. Kümpel / Becker (2006), S. 3. 
3 Vgl. Weinstock (2000), S. 92 f. 
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fallen nicht in den Geltungsbereich des Standards, da ihre Zurechnung in ande-

ren IAS / IFRS-Standards geregelt ist. Dabei handelt es sich auf der einen Seite 

um Leasingvereinbarungen in Bezug auf di e Entdeckung und Verarbeitung von 

Mineralien, Öl, Erdgas und ähnliche nicht regenerativ e Ressourcen. Auf der  

anderen Seite zählen dazu Lizenzvereinba rungen beispielsweise über Film e, 

Videoaufnahmen, Theaterstücke, Manuskripte, Patente und Urheberrechte.  

2.2 Identifizierung indirekter Nutzungsrechte als lease nach IFRIC 4 

Die Interpretation IFRIC 4 beschäftigt sich mit Transaktionen,  die nic ht als 

Leasingverhältnisse bezeichnet werden, bei wirtscha ftlicher Betrachtungsweise 

aber im Ergebnis auch ein Nutzungsrecht an einem Vermögenswert übertragen. 

Das IFRIC hat damit  auf die z unehmende Anzahl an Verträgen reagiert, die 

formalrechtlich nicht als Leas ingverhältnisse bezeichnet werden.  Beispiele im 

Text der Interpretation sind Outsourcing-Vereinbarungen z. B. über Datenverar-

beitung, Vereinbarungen über  Kapazitätsrechte in der Telekommunikations-

branche und sogenannte „take-or-pay-Ver träge“. Diese Aufzählung hat jedoch 

keinen abschließenden Charakter. Die Inte rpretation gilt nur für eigenständige, 

also ungeteilte Verm ögenswerte und schlie ßt solche Vereinbar ungen aus, die 

nicht in den Regelungsbereich des IAS 17 fallen, weil sie in anderen Standards 

behandelt werden. Die erstmalige Anwendung ist für alle Geschäftsjahre vorge-

schrieben, die ab dem 1. Januar 2006 beginnen. Dabei müssen nicht nur neu 

abgeschlossene Verträge beurteilt werden,  sondern auch retrospektiv bereits  

bestehende Verträge mit einbezogen werden. Als Erle ichterung kann die Ein-

schätzung jedoch auf dem Information sstand der ersten IAS / IFRS-Bilanzie-

rung getroffen werden, die zum Vergleichszweck hinzugezogen werden kann.4  

2.2.1 Unterscheidung zwischen direkten und indirekten Nutzungsrechten 

Zum besseren Verständnis mus s zunächst eine Unterscheidung zwischen di-

rekten und indirekten Nutzungsrechten vorgenommen werden. In beiden Fällen 

erhält der zur Zahlung verpflicht ete Vertragspartner ein gesichertes Recht über 

                                                 
4 Vgl. Esser (2005), S. 431. 
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die Nutzung des Vermögensgegenstandes. Der Unterschied ergibt sich aus der 

Art und Weise, in der  dieses Recht gesichert ist, und aus der Eindeutigke it der 

Identifizierung. 

Die Frage nach dem gesicherten Nutzungsrecht ist leicht zu k lären, wenn es  

durch ein vertragliches Nutzungsre cht an einem out putproduzierenden Ge-

genstand begründet ist. In dies em Fall spricht man von einem  direkten Nut-

zungsrecht, das sic h bereits eindeutig aus der Leasingdefinition des IAS 17.4 

ergibt. Kennzeichen eines direkten Nutzun gsrechts sind folglich die ges icherte 

Rechtsposition sowie typischerweise auch der Einsatz des Objektes im Produk-

tionsprozess des zur Zahlung verpflichteten Vertragspartners.  

Nach wirtschaftlicher Betrachtungsweis e kann ein gesichertes Nutzungsrecht 

auch anders begründet we rden. Man spric ht dann v on einem indirekten Nut-

zungsrecht. Wird lediglich ein Vertr ag über die Abnahme des Outputs eines  

Vermögensgegenstandes geschlossen, begründet der Vertrag zivilrechtlich kein 

Nutzungsrecht. Unter bestimmten Vor aussetzungen erhält der Abnehmer  je-

doch die wirtschaftliche Verfügungsmacht und der juristische Eigentümer ver -

liert sie.5 Das gesicherte Recht über die Nutzung ist folglich nicht durch den Ge-

genstand selbst begründet, sondern durch  den Vertrag über die Abnahme von 

Output bzw. Leistung. 6 Der wesentliche Unterschied zu einem direkten 

Nutzungsrecht liegt darin, dass der Abnehmer den Vermögensgegenst and 

i. d. R. nicht im eigenen Produktions prozess einsetzen kann. Solche Vertrags-

verhältnissen werden auch verdeckte Leasingverhältnisse genannt. 

2.2.2 Kriterien zur Identifizierung eines indirekten Nutzungsrechts  

Zur Identifizierung eines indirekten Nu tzungsrechts müssen die beiden folgen-

den Kriterien gleichzeitig erfüllt sein: 

• Die Vertragserfüllung ist abhängig von einem spezifischen Vermögenswert, 

• und es wird durch den Vertrag ein Nutzungsrecht übertragen. 

                                                 
5 Vgl. Esser (2005), S. 429 f. 
6 Vgl. Götz / Spanheimer (2004), S. 511. 
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Ein Vermögenswert kann entwe der explizit oder impliz it durch einen Vertrag 

spezifiziert werden. Eine explizite Spezifizierung liegt vor, wenn der Vertrag 

zwischen Lieferant und Abnehmer dire kt einen bestimmten Vermögens wert 

nennt, der im Produktionsprozess  eingesetzt werden muss. Kann der Lieferant 

die vertraglich festgelegten Leist ungen jedoch auch alternativ mit einem ande-

ren Gegenstand erbringen, liegt  trotz allem keine Spez ifizierung eines Vermö-

genswertes vor. Ein Vermögenswert wird im plizit durch ein Vertragsverhältnis  

spezifiziert, wenn zwar kein Gegenstand im Vertrag genannt wird,  zur vertragli-

chen Leistungserfüllung aber nur ein einziger Gegenstand vorhanden ist.7    

Durch den Vertrag wird ein Nutzungs recht übertragen, wenn d er Abnehmer 

aufgrund der Erfüllung eines der nachs tehend aufgeführten Kriterien die wirt-

schaftliche Verfügungsmacht an dem Vermögensgegenstand erhält: 

• Operationelle Verfügungsmacht: Der Ve rtragspartner des juristischen Ei-

gentümers kann das Objekt selber nut zen oder einen anderen zur Nutzung 

anweisen, und er erhält gleichzeitig einen nicht geringfügigen Anteil des ge-

samten Outputs. 

• Physische Verfügungsmacht: Das Objekt  steht auf dem Gelände des Ab-

nehmers, er kann dem juristischen Eigentümer den Zugang verweigern, und 

er erhält gleichzeitig einen nicht geringfügigen Anteil am Gesamtoutput. 

• Es ist unwahrscheinlich, dass ein Dri tter während der Vertragslaufzeit mehr 

als nur einen geringf ügigen Anteil am Output abnimmt. Zusätzlich hat der 

Abnehmer aufgrund der Preisvereinbarun gen die wirtschaftlichen Chancen 

und Risiken. 

Der Übergang der wesentlichen Chancen und Risiken durch die Preisgestaltung 

wird noch näher präzisiert. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit der Vereinba-

rung eines fixen Preises pr o Outputeinheit, der Vereinbarung eines variablen 

Preises pro Outputeinheit oder der Übernahme der gesamten Kosten durch den 

Erwerber, unabhängig von der tatsäch lich abgenommen Menge (take-or-pay-

Vertrag). Der Lieferant hat bei fixer Preisvereinbarung eindeutig die Chanc en 

                                                 
7 Vgl. Esser (2005), S. 430. 
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und Risiken, weil er Kostensenkungen in der Produktion nic ht weitergeben 

muss und Kostensteigerungen nicht auf den Abnehmer überwälzen kann. Sind 

variable Preise verein bart, werden di e Chancen und Risik en nur teilweise auf  

den Abnehmer übertragen. Bei der Übernahme sämtlicher  Kosten hat der Ab-

nehmer sie vollständig. Aus Vereinfa chungsgründen werden nach IFRIC 4 die 

Chancen und Ris iken bei variablen Preisg estaltungen i. d. R. immer dem Er-

werber zugerechnet. Damit wird die Schwie rigkeit der Definition einer Grenze 

umgangen, die die Übertragung von genü gend Chancen und Risiken auf den 

Abnehmer festlegt. Eine Ausnahme is t gegeben, wenn der Preis dem Markt-

preis im Lieferzeitpunkt  entspricht. Dem A bnehmer können die Chancen und 

Risiken nicht zugerechnet werden, da in di esen Fällen ein alternat iver Marktbe-

zug möglich wäre.8  

Ein anderer näher zu erläut ernder Begriff ist der des geringfügigen Anteils am 

Output des spezifischen Vermögenswertes , den ein Dritter fü r die Übertragung 

eines Nutzungsrechts nicht überschreiten darf. Wie an vielen Stellen im Regel-

werk des IAS / IFRS wird auch hier auf eine genaue Grenzziehung verzic htet. 

Die IAS / IFRS können nach I AS 1.22 auf andere ähnliche Regelungswerke 

zurückgreifen, wenn keine eigenen Rege lungen getroffen werden. In dies em 

Fall kann die Grenze der vergleich baren US-GAAP-Vorschrift übernommen 

werden. Die Grenze für den Anteil eines Dr itten liegt hier bei 10 % des Gesamt-

outputs.9  

Die Einschätzung, ob ein Vertragsverhältnis ein in direktes Nutzungsrecht an 

einem Vermögenswert überträgt, ist regelmäßig bei Abschluss des Vertrages  

vorzunehmen. Eine erneute Beurteilung des Sachverhaltes ist nur dann erfor-

derlich, wenn sich die Vertragsbeding ungen ändern ( sofern sich die Änder un-

gen nicht nur auf eine Erneuerung oder  Verlängerung der Vereinbarung bezie-

hen), wenn die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung nicht mehr an einen 

spezifischen Vermögensgegenstand gebunden ist oder wenn der Vermögens -

wert physisch wesentlich verändert wird. Eine Änderung der für die Beurteilung 

notwendigen Schätzungen führt nicht zu einer neuen Betrachtung. 

                                                 
8 Vgl. Götz / Spanheimer (2005), S. 261. 
9 Vgl. Küting / Hellen / Koch (2006), S. 649. 
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Abb. 1: Identifizierung eines indirekten Nutzungsrechts nach IFRIC 4 10 

2.2.3 Bilanzielle Konsequenzen und Kritik 

Die wesentlichen Veränderungen durch IF RIC 4 ergeben sich, wie schon die 

Beispiele in der Interpretation andeuten,  insbesondere für langfristige Lieferver-

träge mit einem hohen Technologiegrad. Be ispiele dafür sind Lieferverträge in 

der Automobilindustrie oder in der Tele kommunikationsindustrie. Mit dem Zi el, 

Wettbewerbsvorteile zu erlangen oder zu wahren, verlangen die Abn ehmer 

häufig Exklusivrechte auf bestimmte Pr odukte. Sind für die Erstellung dies er 

                                                 
10  Vgl. Götz / Spanheimer (2005), S. 263. 

Ist der Vertrag über  einen bestimmten Zeitraum abgeschlossen? 

ja 

Sieht der Vertrag eine Zahlung oder eine Reihe von Zahlungen vor? 

ja 

nein 

nein 

Bezieht sich der Vertrag auf einen Vermögenswert im Geltungsbereich des IAS 17? 
nein 

ja 

Ist der Vermögenswert explizit im Vertrag spezifiziert? 

Ist der Vermögenswert implizit im Vertrag spezifiziert? 

nein 

Ist die Vertragserfüllung abhängig vom Einsatz des spezifischen Gegenstandes? 

ja 
nein 

nein 

ja 

Hat der Käufer die operationelle Verfügungsmacht und erhält er gleichzeitig einen 
nicht geringfügigen Teil des Outputs?

ja 

nein 

Hat der Käufer die physische Verfügungsmacht und erhält er gleichzeitig einen  
nicht geringfügigen Teil des Outputs?

ja 

nein 

Ist es unwahrscheinlich dass ein Dritter während der Vertragslaufzeit mehr als einen 
geringfügigen Teil des Outputs erhält?

nein 

ja 

Ist der Preis pro Outputeinheit entweder vertraglich fixiert oder identisch mit den 
im Lieferzeitpunkt gültigen Marktpreisen?

ja 

nein 

Vertrag ist / enthält ein Leasingverhältnis welches 
gemäß IAS 17 zu klassifizieren ist.

Vertrag ist / enthält kein Leasingverhältnis. 

ja 



12 

Produkte spezielle Maschinen notwendig, die auch nicht in der Produktion an-

derer Güter einges etzt werden können,  kann der Vertrag als indirek tes 

Leasingverhältnis klassifiziert werden. Bei einer langen Laufzeit ist es möglich, 

dass der Abnehmer bzw. Leasingnehmer das Ob jekt in seiner Bilanz aktivier en 

muss. In IT-Outsourcing-Verträgen we rden häufig notwendi ge Ausrüstungs-

gegenstände spezifiziert oder stehen s ogar beim Abnehmer, damit die Daten-

sicherheit gewährleistet werden kann. Zusätzlich wird oft unabhängig von der  

abgenommen Menge ein F ixpreis gezahlt, wodurch der Preis pro Outputeinheit 

variabel ist und somit ein Nutzungsrecht übertragen wird.11 

Da vermeintlich eindeutige Lief erverträge über Produkte und Leistungen in bi-

lanzielle Leasingverhältnisse über die Vermögenswerte zu deren Erzeugung 

umgedeutet werden können, er weitert die IFRIC 4 die Ident ifikation von 

Leasingverhältnissen. Ohne Sachverhal tsgestaltung könnte es zu erheblichen 

Auswirkungen für die Vertragsparteien kommen. Auch das v orgeschriebene 

Rückwirkungsgebot auf bereits bestehende Verträge bringt eine Ausweitung der 

als Leasingverhältnisse zu behandelnden Verträge mit sich. Durch den ange-

messenen Zeitraum zwischen der Ver abschiedung der Interpretation und der 

Einführung der Regelung hatten die Vert ragsparteien jedoch die Möglichk eit, 

Altverträge so zu ver ändern und Neuverträge so zu gestalten, dass sich keine 

Nutzungsrechte nach IFRIC 4 ergeben. Folglich sind die Auswirkungen auf die 

Anzahl der bilanziell al s Leasingverhältnisse zu behandelnden Verträge frag-

lich.12 Die sich ergebenden Kons equenzen betreffen mehr die Vertragsgestal-

tung langfristiger Lieferverträge als die Rec hnungslegung. Bei den meisten der 

Verträge, die trotz allem als indir ekte Nutzungsrechte identifiziert werden, ist zu 

erwarten, dass sie als operating lease klassifiziert werden und dass sich an der 

Zurechnung zum Lieferanten bzw. Leasinggeber nichts ändert. Als Folge würde 

sich lediglich die Anz ahl der Leasingverhältnisse erhöhen, die nicht bilanzwirk-

sam sind. Auch werden diese Aus wirkungen weniger reine Leasingges ell-

schaften betreffen, da langfristige Liefer verträge i. d. R. mit Zulieferunterneh-

men abgeschlossen werden. 

                                                 
11  Vgl. Götz / Spannheimer (2005), S. 262. 
12  Vgl. Esser (2005), S. 436. 
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Die Regelungen der IFRIC 4 sind in Hinbl ick auf die bilanziellen Konsequenzen 

und die Anwendbarkeit kritis iert worden. Nachfolgen d sollen die drei Haupt-

kritikpunkte betrachtet werden:13 

• Zunächst wird das Grundkonzept der Ausweitung des Leasin gbegriffs auf 

indirekte Nutzungsrechte bemängelt. D adurch können die Verständlichkeit  

und somit die Ents cheidungsnützlichkeit des Jahresabschlusse einge-

schränkt werden. 

• Als Zweites wird kritisiert, dass dem Abnehmer die wirtschaftliche 

Verfügungsmacht über einen Vermögenswert zugerechnet we rden kann, 

selbst wenn er keinen operationalen oder physischen Zugriff erhält. 

• Der letzte Kritikpunkt bezieht s ich auf die Separierung der Leasingbestand-

teile in Mehrkomponent enverträgen. Die pr aktische Anwendung ist proble-

matisch und bietet Ermessensspielräume für den Bilanzierenden. 

2.3 Kein Leasingverhältnis nach SIC 27 

Kombinierte Vereinbarungen zwischen Unternehmen und Invest oren, die zwar 

ihrer rechtlichen For m nach als Leas ingverträge ausgestaltet sind, aber wirt-

schaftlich nicht den Gehalt eines  lease aufweisen, werden nach der Interpreta-

tion SIC 27 von der Identifizierung als Leasingverhältnisse ausgenommen. In 

einem solchen Fall v erleast ein Unte rnehmen z. B. einen Vermögensgegen-

stand an einen Investor und leas t ihn daraufhin wieder zurück. Insgesamt wird 

kein Nutzungsrecht übertragen. Ziel so lcher Transaktionen, die auch „leas e-

and-lease-back-Verträge“ genannt werden, ist es auch nicht, ein Nutzungsrecht 

zu übertragen, sondern einen Steuervorteil zu erhalten.  Besteht zwischen Ge-

schäftsfällen eine Ver knüpfung, so sind s ie als gemeinsamer Geschäftsfall zu 

bilanzieren. Entscheidend sind die wirtschaftlichen Auswirkungen, die sich aus 

den verschiedenen Geschäftsfällen in de r Gesamtbetrachtung ergeben. Damit  

                                                 
13  Vgl. Küting / Hellen / Koch (2006), S. 656 f. 
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wird in diesem Fall der Grundsatz der Einzelbewertung durch die wirtschaftliche 

Betrachtungsweise ersetzt.14 In SIC 27.5 sind einige Indikatoren aufgeführt. 

• Das Unternehmen behält die mit dem Eigentum verbundenen Chancen und 

Risiken und besitzt weiterhin das Nutz ungsrecht, welches im W esentlichen 

dem Nutzungsrecht vor der Vereinbarung entspricht. 

• Hauptzweck der Vereinbarung ist die Erzielung eines bestimmten Steuer-

ergebnisses und nicht die Übertragung eines Nutzungsrechts. 

• Man vereinbart eine Option, zu deren Bedingungen die Ausübung fast sicher 

ist. Dieses Kriterium gilt nic ht für „sale-and-lease-back-Transaktionen“. Least 

der ursprüngliche Eigentümer das Ob jekt nach dem Verkauf zu rück und er-

hält eine günstige Kaufoption zum Ende de r Mietzeit, ändert sich wirtschaft-

lich nichts.  

Aus den Indikatoren ergibt sich aber ke in Automatismus. Entscheidend ist, un-

abhängig von den Indikatoren, der wirtsc haftliche Gehalt der Transaktionen  in 

der Gesamtbetrachtung.  

 
Abb. 2: Identifizierung von Leasingverhältnissen 15 

                                                 
14  Vgl. Kümpel / Becker (2006), S. 10. 
15  Vgl. Kümpel / Becker (2006), S. 4. 
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2.4 Zurechnung des Leasingobjektes nach IAS 17 

Wird ein Leasingverhältnis identifiziert, wird die Entscheidung über die Zurec h-

nung bei Abschluss  des Vertrages getro ffen. Eine er neute Überprüfung muss  

nur dann v orgenommen werden, wenn der Ve rtrag nachträglich in Bez ug auf 

Höhe bzw. Zeitpunkt der Leasingzahlunge n, Restwertgarantie, Kaufoption oder  

automatische Verlängerung verändert wird. Bereits bei Vertragsabschluss v er-

einbarte Optionen werden im Zeitpunkt der  erstmaligen Klassifiz ierung einbe-

zogen. Änderungen in Hinbli ck auf die für die Zure chnung notwendigen Schät-

zungen führen nicht zu einer erneuten Betrachtung. 

2.4.1 Unterscheidung zwischen finance lease und operating lease 

Die Begriffe finance lease und operating lease be zeichnen keine konkreten 

Vertragsformen, sondern beziehen sich  auf die Behandlung von Leasingverträ-

gen im Jahresabschluss nach IAS / IFRS. Bei der Klassifikation eines Vertrages 

als finance lease wird das Objekt dem  Leasingnehmer zugerechnet. Im Falle 

eines operating lease wird es dem Leasinggeber zugerechnet. Leasinggeber 

und Leasingnehmer müssen unabhängig v oneinander klären, welcher Katego-

rie der Vertrag zugeordnet werden soll. Daraus ergibt  sich nic ht immer eine 

spiegelbildliche Bilanzierung. Es besteht auch die Möglichk eit, dass entweder 

beide Vertragspartner das Objekt aktivi eren müssen oder dass das Objekt in  

keiner Bilanz auftaucht.  

Ein finance lease ist definiert als ein Vert rag, der im Wesentlichen alle Chancen 

und Risiken im Zusammenhang mit dem Objekt auf den Leas ingnehmer über-

trägt. Operating leases sind als Negativ abgrenzung dazu alle Leasingv erhält-

nisse, die keine finance leas e sind. Die Beurteilung der Chancen und Ris iken 

folgt einem Grundprinzip der  IAS / IFRS-Rechnungslegung, dem Prinzip 

„substance-over-form“. Nach diesem Prin zip ist nicht die rechtlic he Ausgestal-

tung, sondern die wirtschaftliche Betrachtungsweise entscheidend.16 Beispiele 

für Objektchancen sind die profitable Nutzung während der Nutzungsdauer und 

                                                 
16  Vgl. Findeisen (1997). 
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die Partizipation an Gewinnen aus Wertst eigerungen. Beispiele für Objektri si-

ken sind technische Überalterung und Verl uste aus zu geringer Kapazitätsaus-

lastung. Die allgemeine Definition des Begriffs finance lease wird im Standard 

durch beispielhafte Situationen und Indikatoren konkretisiert. 

2.4.2 Beispiele und Indikatoren für einen finance lease 

Die Meinungen in der Literatur über die Unterscheidung zwischen den Beispie-

len und den Indikatoren sind nic ht ganz eindeutig. Klar ist zumindest, dass die 

Beispiele bei der Beurteilung eine höhere Bedeutung haben als die Indikatoren. 

Die Erfüllung eines der Krit erien führt im Normalfall zur Klassifizierung des Ver-

trages als finance lease. Ein Automatismus ergibt sich daraus jedoch nicht, wei l 

immer alle Faktoren mit in die Ent scheidung einbezogen werden müssen und 

im Einzelfall auch anders entschieden werden kann. 17 Um zu verhindern, das s 

die Kriterien einfach umgangen werden k önnen, werden keine quantitativ en 

Grenzen, sondern nur qualitative Grenzen vorgeschrieben. Dadurch entstehen 

erhebliche Einschätzungsspielräume für den Bilanz ierenden. Die fünf Beispiele 

für einen finance lease sind: 

• automatischer Eigentumsübergang, 

• günstige Kaufoption, 

• Erfüllung des Mietzeitkriteriums, 

• Erfüllung des Barwertkriteriums sowie das 

• Vorliegen von Spezialleasing. 

2.4.2.1 Automatischer Eigentumsübergang 

Legen die beiden Vertragspartner bereits  mit Abschluss des Vertrages fest , 

dass der Leasingnehmer am Ende der Vertragslaufzeit automatisch Eigentümer 

                                                 
17  Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1998), S. 1465. 
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des Objektes wird, ist ihm das Objekt auch bilanziell eindeutig zuzurechnen. Es 

handelt sich somit um einen finance leas e. Im Wesen entspric ht eine solche 

Vertragsgestaltung der Definition eines Ratenkaufvertrages. Der Leasinggeber  

wird während der Vert ragslaufzeit und auch nach Ablauf des Vertrages von Er-

trag und Substanz des Objektes ausgeschlossen.18  

2.4.2.2 Günstige Kaufoption 

In vielen Leasingverträgen wird dem Leas ingnehmer bei Vertragsabschluss die 

Option eingeräumt, das Objekt nach Ablauf  der Grundmietzeit zu einem vorher 

festgelegten Preis zu kaufen. Eine günstige Kaufoption wird angenomm en, 

wenn die Ausübung aufgrund der Ausges taltung der Option bereits bei Ver-

tragsbeginn hinreichend sicher ist (wir tschaftlicher Zwang zur Ausübung). Es  

kann aus diesem Grund vom Eigentumsübergang nac h Ablauf der Grundmi et-

zeit ausgegangen werden. Das Ergebnis ist das Gleiche wie bei explizit verein-

bartem automatischen Eigentum sübergang. Ein Indikator für die hinreichen de 

Sicherheit der Optionsausübung liegt nach IAS 17 vor, wenn der Optionspreis 

deutlich unter dem erwartet en beizulegenden Zeitwert (fair value) liegt. Was  

unter der Aussage deutlich niedriger zu v erstehen ist, wird im Standard n icht 

genauer konkretisiert. Weitere Ungenauigkeiten und Ermessensspielräume er-

geben sich, weil der für den Aus übungszeitpunkt erwartete beizulegende Zeit-

wert bei Vertragsabschluss geschätzt werden muss. Besonders bei langfristigen 

Leasingverträgen ist eine solche Schät zung schwierig. Neben einem günstigen 

Kaufpreis können auch and ere Gründe zu einem wir tschaftlichen Zwang der 

Optionsausübung führen. Wenn das Leasin gobjekt unbedingt zur Fortführung 

des Geschäftsbetriebes des Leasingnehmer s notwendig ist, wird er das Objekt  

auch zu einem höheren Preis kaufen.19 

2.4.2.3 Mietzeitkriterium 

Nach dem Mietzeitkriterium handelt es sich bei einem Vertrag um einen finance 

lease, wenn die wirts chaftliche Vertragslaufzeit den über wiegenden Teil der 

                                                 
18  Vgl. Findeisen (1997), S. 841. 
19  Vgl. Engel-Ciric / Freiberg (2006), S. 565, Rz. 23. 
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wirtschaftlichen Nutzungsdauer des Objektes beträgt. Dabei ist die wirtschaftli-

che Vertragslaufzeit nicht immer gleichzusetzen mit der unkündbaren Grund-

mietzeit. Sie enthält neben der Grundmie tzeit auch Mietverlängerungsoptionen, 

falls deren Ausübung bei Vertragsabschlu ss hinreichend sicher ist. Die wirt-

schaftliche Nutzungsdauer ist i. d. R. länger als die bet riebsgewöhnliche Nut-

zungsdauer (BND). Sie ist definiert al s der Zeitraum, in dem der  Vermögens-

wert voraussichtlich wirtschaftlich einsetzbar ist. Diese Größe kann durch einen 

Gutachter festgelegt werden, ist jedoc h nicht eindeut ig bestimmbar. Dadurch 

entsteht ein Ermessenspielraum für den Bilanzierenden. Weiterer Spielraum 

ergibt sich daraus, dass der Standard nur eine qualitative und keine quantitative 

Schranke für das Verhältnis von Vertragslaufzeit und Nutzungsdauer vorgib t.20 

In der Literatur und von den Wirtschafts prüfungsgesellschaften wird häufig auf 

die 75 %-Grenze aus dem Lea singstandard der US- GAAP verwiesen. Diese 

Grenze ist allerdings nicht als verpflichtend anzusehen. Wenn das Mietzeitkrite-

rium erfüllt ist, hat der Leasingnehmer auf Dauer die Herrschaft über das Ob-

jekt, kann es während der Laufzeit ge winnbringend einsetzten und trägt den 

überwiegenden Teil des Amortisationsrisikos. Somit ist er wirtschaftlicher Ei-

gentümer. 

2.4.2.4 Barwertkriterium 

Das Barwertkriterium für einen finance leas e ist erfü llt, wenn der  Barwert der 

Mindestleasingzahlungen im Wesent lichen mindestens dem beizulegend en 

Zeitwert des Leas inggegenstandes im Zeitpunkt des Vertragsabschlusse ent-

spricht. Ziel ist es, die Frage zu klären, ob der Leasingnehmer das Investitions-

risiko des Objektes trägt  und somit eine kaufähnlic he Transaktion stattfindet.21 

Da eine quantitative Grenze au ch für dieses Kriterium nicht vorgeschrieben ist, 

greift die Auslegungspraxis meist auf die Grenze der US-GAAP zurück. Danach 

ist das Objekt dem Leasingnehmer zuzu rechnen, wenn der Barwert mehr als  

90 % des Zeitwertes beträgt. 

                                                 
20  Vgl. Mellwig (1998), S. 5. 
21  Vgl. Mellwig / Weinstock (1996), S. 2352. 
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Bei der Berechnung der Mindes tleasingzahlungen unterscheiden sich die Vor -

schriften für Leasingnehmer und Leasing geber. Aus diesem Grund kann das 

Barwertkriterium zu einer nicht spiege lbildlichen Bilanzierung des Objektes füh-

ren. Die Mindestleasingzahlungen des Leasingnehmers setzen sich aus sämtli-

chen Zahlungen zus ammen, die der Leas inggeber vom Leasingnehmer oder  

einer verbundenen Partei einfordern kann. Nach IAS 17.4 sind das die Leasing-

raten, Sonderzahlungen, Vertragsstrafen, garantierte Restwerte sowie günstige 

Kaufoptionen. Nicht Teil der  Mindestleasingzahlungen sind allerdings bedingte 

Leasingzahlungen (z. B. kilometerabhängige Zahlungen bei Kfz-Leasingverträ-

gen) sowie Aufwendungen für Dienstl eistungen und Steuern.  Die Mindest-

leasingzahlungen des Leasinggebers sind  die Mindestleasingz ahlungen des 

Leasingnehmers zuzüglich Restwertgarantien von unabhängigen Dritten. Dazu 

zählen z. B. Rücknahmeverpflichtungen des Herstellers, abgeschlossene Rest-

wertversicherungen oder erwa rtete Verkaufserlöse am Markt. Als Diskontie-

rungszinssatz ist der interne Zinssa tz des Leasinggebers anzuwenden. Dieser  

entspricht dem Zinssatz, mit dem die Summe aus Mindestleasingzahlungen und 

nicht garantiertem Restwert abgezinst  werden muss, um den beizulegenden 

Zeitwert zu Beginn des Vertrages zu erhalten. Kennt der Leasingnehmer diesen 

Zinssatz nicht, muss er einen Vergleichs zinssatz bei kreditfinanziertem Kauf 

heranziehen. Das Barwertkriterium wird in  der Literatur als das entscheidende  

Kriterium bezeichnet.22 

2.4.2.5 Spezialleasing  

Beim Spezialleasing ist das  Leasingobjekt speziell auf die  Bedürfnisse d es 

Leasingnehmers zugeschnitten. In den m eisten Fällen fehlt die Drittverwen-

dungsmöglichkeit. Damit ist die Möglic hkeit des Leasinggebers gemeint, das  

Objekt an andere weiterzuvermieten. Aus diesem Grund wird der Leasing-

nehmer auf Dauer die Herrschaft über das  Objekt besitzen. In anderen Fällen 

wird aber auch von Spezia lleasing ausgegangen, obwohl es eine Drittverwen-

dungsmöglichkeit gibt. Dafür muss das Ob jekt so beschaffen sein, dass es  

ohne wesentliche Veränderungen nicht von einem anderen Leasingnehmer ge-

nutzt werden kann. Wenn ei n Leasinggeber einen Vertr ag über einen s peziell 

                                                 
22  Vgl. Henneberger / Kiene (2003), S. 176. 
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auf die Bedürfnisse des Leasingnehm ers zugeschnittenen Vermögenswert ab-

schließt, wird er dafür sorgen, dass er alle seine Au fwendungen durch den 

Leasingnehmer ersetzt bekommt. Folglich is t beim Spezialleasing i. d. R. auch 

gleichzeitig das Barwertkriterium erfüllt.23 Lediglich bei einem großen Anteil von 

bedingten Leasingzahlungen, die nicht in die Mindestleasingz ahlungen einge-

rechnet werden, versagt das Barwertkri terium. Daher könnte aufgrund der fakti-

schen Zwänge beim Spezialleasing auf rechtliche Bindungen verzichtet werden, 

und es könnte durch eine kurze Laufzeit  und einen großen An teil an bedingten 

Leasingzahlungen die anderen Kriterien umgangen werden. Das Kriterium des 

Spezialleasings verhindert diese Umgehung des Barwerttests. 

2.4.2.6 Zusätzliche Indikatoren  

Die drei Indikatoren,  die auf einen fi nance lease hindeuten,  findet sich im 

IAS 17.11: 

• Entschädigungspflicht des Leasingnehmers bei Kündigung; 

• günstige Mietverlängerungsoption für den Leasingnehmer;  

• Übernahme von Gewinnen und Verlusten aus Restwertschwankungen durch 

den Leasingnehmer 

Bei näherer Betrachtung wird ersichtlich, warum diese Indikatoren nicht auf der 

gleichen Ebene wie die Beispiele stehen. Die ersten beiden Indikatoren werden 

hauptsächlich zur Unterstützung des Barwer tkriteriums bzw. des  Laufzeitkrite-

riums herangezogen. Der dritte Indikator ist lediglich eine Konkretisierung der  

Definition des finance lease.  

2.4.3 Besonderheiten bei Immobilien-Leasingverträgen 

Grundsätzlich existieren für die Bilanzierung von Leas ingverträgen über Immo-

bilien keine eigenständigen Regelungen. Es gibt ledi glich Besonderheiten, die 

                                                 
23  Vgl. Findeisen (1997), S. 843. 
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durch den Umstand begründet sind, das s Immobilien-Leasingverträge meist 

über Grundstück und Gebäude zusammen abgeschlossen werden. Die Klassifi-

zierung von Grundstück und Gebäude muss nach IAS / IFRS i. d. R. getrennt 

voneinander vorgenommen werden.  

Aufgrund der unbegr enzten Nutzungsdauer gehen bei einem Leasingv ertrag 

über ein unbebautes Grundstück nicht im Wesentlichen alle Chancen und Risi-

ken auf den Leasingnehmer über. Ein solcher Vertrag ist als operating lease zu 

klassifizieren. Lediglich die Kriteri en automatischer Ei gentumsübergang und 

günstige Kaufoption können zu einem finance leas e führen und müssen über-

prüft werden. Ein Leasingvertrag über ein bebautes Grundstück ist nach IAS 17 

immer in einen Teil für Grundstück und ei nen Teil für das Gebäude aufzuteilen, 

und die beiden T eile sind getrennt vonei nander zu beurteilen. Für das Grund-

stück sind weiterhin nur die beiden Kr iterien zum Eigentumsübergang zu prü-

fen. Beim Gebäude können alle im Standard genannten Kriterien zur Klassifizie-

rung als finance leas e führen. Eine unterschied liche Zurechnung der beide n 

Teile ist also grunds ätzlich möglich.24 Nur wenn das Eig entum an beiden 

Komponenten am Ende der Vertragsl aufzeit auf den Leasingnehmer übergeht, 

ist das gesamte Vertragsverhältnis ein finance lease. 

Wird eine komplette Leasingrate für bei de Komponenten des Vertrages verein-

bart, so muss diese zum Zweck der getrennten Beurteilung auf Grundstück u nd 

Gebäude in Abhängigkeit vom fair value (in diesem Fall Verkehrswert) aufgeteilt 

werden. In einigen Ausnahmen kann jedoch von der Aufteilung  der Leasing-

raten abgesehen werden. 

3. IAS / IFRS im Vergleich zur HGB-Bilanzierung 

3.1 Identifizierung von Leasingverhältnissen 

Zwischen HGB und IAS / IFRS gibt es wesentliche Unterschiede bei der Ide nti-

fizierung von Verträgen, die bilanziell als Leasingverhältnisse behandelt werden 

müssen. Insgesamt ist die Anz ahl der Verträge, die in den Anwendungsbereich 

                                                 
24  Vgl. Engel-Ciric / Freiberg (2006), S. 579, Rz. 45. 
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des IAS 17 fallen, bedeutend größer als die Anzahl de r Verträge, die durch die 

Leasingerlasse und Urteile in Deutschla nd geregelt werden. Be reits die Defini-

tion der direkten Nutzungsrechte nach IAS 17 ist weiter gefasst. Sie enthält ne-

ben den als Leasing bezeichnet en Verträgen auch alle Mietverträge, Pachtver-

träge und Verträge mit automatischem Ei gentumsübergang am Ende der Lauf-

zeit. Anders als im HGB sind reine Mi etverträge den Leasingverhältnissen hin-

zuzurechnen. Auch Verträge mit automat ischem Eigentumsübergang fallen im 

deutschen Recht nicht  unter Leasingverhältnisse. Aufgrund der Ähnlic hkeit mit 

dem Kaufvertrag werden sie hier als Mietkauf- oder Ratenkaufverträge be-

zeichnet.25 Einen weit eren wesentlichen Unterschied stellt die Identifizierung 

von indirekten Nutzungsrechten als bil anzielle Leasingverhältnisse nach der  

Interpretation IFRIC 4 dar. Eine vergleic hbare Vorschrift gibt es in den deut-

schen Bilanzierungsregeln nicht. Langfrist ige Lieferbeziehungen oder take-or-

pay-Verträge, die ein Nutzungsr echt an einem spezifizierten Vermögenswert 

übertragen, können nur im IAS / IFRS in den Bereich des Leasings fallen. 

3.2 Zurechnung erlasskonformer Verträge nach IAS / IFRS 

Mit erlasskonformen Verträgen werden solche Leasingverträge bezeichnet, die 

nach HGB beim Leasingnehmer bilanzneutral sind. Ein Vergleich der Regelun-

gen von HGB sowie IAS / IFRS zeigt, dass einige der Zurechnungskriterien aus  

dem IAS 17 sich in der gleic hen oder ähnlichen Ausgestaltung auch im HGB 

wieder finden. Zu anderen gibt es kei ne analogen Vor schriften. Aufgrund der 

Ermessensspielräume in den Leasingv orschriften der internationalen Rec h-

nungslegung ist eine einde utige Aussage, ob erlassk onforme Leasingverträge 

auch nach IAS / IFRS weiterhin bilanzneutral für den Leasingnehmer sind, nicht 

möglich. In aktuelleren Veröffentlichungen wird auf der einen Seite die Meinung 

vertreten, dass gerade durch das Barwer tkriterium die in ternationalen Vor-

schriften strenger sind und einige erla sskonforme Verträge als  finance leas e 

klassifiziert werden müssen.26 In älteren Veröffent lichungen gehen Autoren auf 

der anderen Seite davon aus, dass die deutschen Verträge den Kriterien stand-

halten und als operating leas e dem Leasinggeber zugerechnet werden. 27 Wie 

                                                 
25  Vgl. Kümpel / Becker (2006), S. 22. 
26  Vgl. Kühnlein (2005), S. 306. 
27  Vgl. Mellwig (1998), S. 9 f.; Weinstock (2000), S. 137 f. 
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im Folgenden gezeigt wird,  ist die Umsetzung der q ualitativen Grenze beim  

Barwerttest in einen quantitativen Wert für die Interpretation häufig entschei-

dend. Neben dem Barwertkriterium soll en die erlassk onformen Verträge auch 

anhand der anderen Kriterien für einen finance lease beurteilt werden. 

3.2.1 Erlasskonforme Mobilien-Vollamortisationsverträge 

Die unkündbare Grundmietzeit liegt bei erlasskonformen Mobilien-VA-Verträgen 

immer zwischen 40 % und 90 % der BND. Um diese Art von Verträgen nac h 

dem Mietzeitkriterium zu beurteilen, ist es sinnvoll, einen Vertrag zu betrachten, 

dessen Grundmietzeit nahe der 90 %-Grenze liegt. Da die für den Mietzeit test 

heranzuziehende wirtschaftliche Nutzungsdauer meist wesentlich länger als die 

BND ist, werden selbst bei der Über nahme der 75 %-Grenze aus den Vor-

schriften der US-GAAP die Verträge anhand dieses Kriteriums regelmäßig nicht 

als finance lease klassifiz iert.28 Lediglich eine als  günstig einzustufend e 

Mieteverlängerungsoption könnte die wir tschaftliche Vertragslaufzeit nach 

IAS / IFRS verlängern und zu einer Umdeutung führen. Nach dem Handelsrecht 

wird ein Vertrag aber keine günstige Mietverlängerungsoption enthalten, d a 

diese alleine bereits zur Zurechnung zu m Leasingnehmer führ t. Es ist außer-

dem unwahrscheinlich, dass eine nach deutschem Recht nicht günstige M iet-

verlängerungsoption international als günstig eingestuf t wird. Folglich entsteht 

kein Problem für den Mietzeittest.29  

Als weiteres Kriterium ist die günsti ge Kaufoption zu überprüfen. Eine nac h 

HGB nicht günstige Kaufoption darf nicht unter dem Restbuchwert nach linearer 

AfA liegen. Hat das Leasing objekt eine relativ kurze B ND, kann der Kaufpreis  

gering sein und somit unter dem beiz ulegenden Zeitwert liegen, der für die 

IAS / IFRS-Beurteilung betrachtet wird. Da für einen finance lease der Kaufpreis 

wesentlich unter dem bei zulegenden Zeitwert liegen muss und diese Grenze n 

nicht genauer spezifiziert werden, ist anhand des  Ermessensspielraumes die 

Klassifizierung als operating lease unproblematisch.30 

                                                 
28  Vgl. Mellwig (2000), S. 80. 
29  Vgl. Weinstock (2000), S. 137. 
30  Vgl. Mellwig (1998), S. 9. 
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Im Vergleich zum Mietzeitkriterium und der günstigen Kaufoption ist die Aus-

sage beim Barwertkriterium nicht so eindeutig. Aus Sicht des Leasingnehmers 

wird der Q uotient aus dem Barwert se iner Mindestleasingzahlungen und dem  

Zeitwert des Objektes bei Vertrags abschluss beurteilt. Der zu v erwendende 

Diskontierungszinssatz ist der Zinssa tz, bei dem die Mindestleasingzahlungen 

des Leasinggebers gleich dem Zeitwert des Objektes sind. Gibt es keinen nicht  

garantierten Restwert für den Leasing geber, entsprechen sich die Mindest-

leasingzahlungen von beiden Vertragspartnern und der Quotient beträgt für 

beide 100 %. Die Folge wäre die eindeut ige Klassifikation des Vertrages als  

finance lease. Außer bei Objekten mi t einem fehlenden Gebrauchsmarktwert, 

wie z. B. Computerhardware, ist jedoch bei einer Vertragslaufzeit von unter 

90 % der BND ein Restwert des Objektes sehr wahrscheinlich. 31 Da bei 

erlasskonformen VA-Verträgen vom Leasingnehmer keine Restwerte garantiert 

werden, sind sie nur den Mindestleas ingzahlungen des Leasinggebers zuzu-

rechnen. Der Diskontierungszinssatz ist dann höher und der Quotient aus Sicht 

des Leasingnehmers liegt unter 100 %. An dieser Stelle ist die Klassifikat ion 

abhängig von der Interpretation der qualitat iven Schranke. Bei einer Festlegung 

auf einen Prozentsatz von 95 % oder sogar 99 % handelt es s ich in den meis-

ten Fällen um einen operating lease.32 In der Praxis übernehmen viele der Wirt -

schaftsprüfungsgesellschaften allerdings die 90 %-Grenze der US-GAAP,  die 

zu einem finance lease führen kann. Es besteht somit die Gefahr einer Umklas-

sifizierung erlasskonformer Mobilien-VA- Verträge aufgrund des Barwertkrite-

riums. 

3.2.2 Erlasskonforme Mobilien-Teilamortisationsverträge  

Die unterschiedlichen Vertragsformen der erlasskonformen Mobilien-TA-Ver -

träge müssen getrennt voneinander auf di e Kriterien des IAS 17 überprüft wer-

den. Kaufoptionen werden bei diesen Verträgen i. d. R. nicht eingeräumt und für 

das Mietzeitkriterium ist das Ergebnis der VA-Verträge zu übernehmen. Folglich 

ist auch hier das Barwertkriterium entscheidend. 

                                                 
31  Vgl. Engel-Ciric (2006), S. 586, Rz. 53. 
32  Vgl. Mellwig (1998), S. 9. 
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Für den Fall der Vereinbarung eines Andienungsrechts des Leasinggebers stellt 

sich die Frage, ob der Preis dieser Op tion mit in die Mindes tleasingzahlungen 

eingerechnet werden muss. Wird diese Fr age mit ja beantwortet, entspricht der  

Barwert der Mindestleasingzahlungen des Leasingnehmers dem beizulegenden 

Zeitwert des Objektes und das Objekt ist ihm zuzurechnen. Dies ist der Fall,  

wenn die Ausübung des Andienungsrecht es hinreichend sicher ist. Im umge-

kehrten Fall muss nur der Leas inggeber seine sonstigen Chancen aus dem 

Objekt in die Berechnung des Diskontierungszinssatz es einbeziehen. Der Quo-

tient aus Barwert und Verkehrs wert für den Leas ingnehmer liegt dann unter 

100 %. Die genaue Klassifika tion ist abhängig von der  Auslegung der qualitati-

ven Grenze. Die Übernahme der 90 %-Grenze der US-GAAP  ist auch hier  

problematisch. Aus anderer Sichtweise ist aufgrund der verbliebenen Rest wert-

chancen des Leasinggebers die Klassifik ation als finance lease nach der allge-

meinen Definition eines lease vermeidbar. 33 

Erhält der Leasinggeber bei einem Vertra g mit Mehrerlösbeteiligung einen An-

teil von mindestens 25 % des Mehrerlöses, geht die deutsche Finanzverwaltung 

davon aus, dass er für das wirtschaftliche Eigentum hinreichend große Objekt-

chancen hat. Ob man diese Argumentation für die Zurechnung nach IAS / IFRS 

übernehmen kann, ist nicht ganz eindeutig  zu beurteilen. Auch bei einem vom 

Leasingnehmer erlasskonform kündbaren Mobilien-TA-Vertrag hat der Leasing-

geber die wesentlichen Restwertchancen. Beide Vertragsarten müssen nicht als 

finance lease klass ifiziert werden.34 Letztendlich ist eine Zurec hnung zum 

Leasingnehmer aufgrund des Barwertkrite riums auch hier m öglich und abhän-

gig von der angewendeten Grenze. 

3.2.3 Erlasskonforme Immobilien-Leasingverträge  

Da in der Praxis Immobilien-VA-Verträge sehr selten sind, wird die Betrachtung 

auf TA-Verträge beschränkt. Die Chancen-  und Ris ikoverteilung ist bei erlass-

konformen TA-Verträgen genau umgekehr t zu der Verteilung bei normalen 

Leasingverträgen. Der Leasinggeber trägt die wesentlic hen Risiken des Objek-

                                                 
33  Vgl. Weinstock (2000), S. 140. 
34  Vgl. Mellwig (1998), S. 10. 
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tes, während der Leasingnehmer eine Kaufoption zum Ende der Grundmietzeit 

und somit die Wertsteigerungschancen hat. 

Immobilien im Allg emeinen haben eine sehr lange wirtschaftliche Nutzungs-

dauer, die wesentlic h länger als die Gr undmietzeit der Leasingverträge ist.  

Grundstücke haben sogar eine unendliche Nutzungsdauer. Aus diesem Grund 

kann das Mietzeitkriterium bei erlasskonf ormen Verträgen nicht  erfüllt werden. 

Auch das Barwertkriterium führt auf grund der fehlenden Re stwertgarantie des 

Leasingnehmers und des relativ hohen nicht garantierten Restwertes selbst mit 

90 %-Grenze nicht zu einem finance lease.35 

Als letztes Kriterium is t zu prüfen, ob von einer Ausübung der Kaufoption des  

Leasingnehmers auszugehen ist und sie infolgedessen als  günstig einzustufen 

ist. Die historische Wertentwicklung von Immobilien könnte dar auf hindeuten, 

dass eine Kaufoption,  die sich am linearen Restbuchwert orientiert, unter dem 

Zeitwert des Objektes im Ausübung szeitpunkt liegen wird. Als Argument dage-

gen ist allerdings einzuwenden, dass die Immobilie nach einer Vertragslaufzeit 

von z. B. 20 Jahren den Ansprüchen des Mieters nicht mehr in jedem Fall ent-

spricht. Aus diesem Grund kann die Optionsausübung durch den Leas ing-

nehmer angezweifelt werden. Die eindeutige Klassifi kation als operating le ase 

ist aber nicht gesichert.36  

3.2.4 Fazit für die Beurteilung erlasskonformer Verträge 

Aufgrund der durch die fehlende Q uantifizierung entstehenden Auslegungs-

spielräume der Kriterien des IAS 17 ist für die Beurteilung erlasskonformer  

Leasingverträge nach IAS / IFRS keine ei ndeutige Aussage zu treffen. Es ist  

jedoch zu erkennen, dass die internationalen Klassifizierungsregeln als strenger 

anzusehen sind und eher zu einer Zu rechnung des Objektes zum Leasing-

nehmer führen. In diesem  Zusammenhang ist besonders das Barwertkriterium 

für Mobilien-Leasingverträge und das Kr iterium der günstigen Kaufoption  für 

Immobilien-Leasingverträge zu nennen. Ent scheidend für das Barwertkriterium 

                                                 
35  Vgl. Weinstock (2000), S. 145 f. 
36  Vgl. Mellwig (1998), S. 12. 
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ist immer die Aus legung der qualitativen  Schranke. Die von den Wirtschafts-

prüfungsgesellschaften unterstützte Übernahme der 90 %-Grenze aus den US-

GAAP kann zur Bilanzierung erlassk onformer Leasingverträge beim Leasing-

nehmer führen. 

4. Künftige Leasingbilanzierung  

4.1 Kritik am Status quo als Grundlage für neue Ansätze 

Während die Regelungen für die Zurec hnung des Leasingobjektes nach dem  

IAS 17 in der Vergangenheit heftig kritisie rt worden sind, hat die Diskuss ion im 

deutschen Schrifttum um die Vorschri ften für den handelsrechtlichen Jahres-

abschluss in den letzten Jahren abgenomm en. Aufgrund der ähn lichen Grund-

konzeption kann jedoch die Kritik an ei nigen Stellen auf die deutschen Rege-

lungen übertragen werden. Die drei wesentlichen Schwachstellen der aktuellen 

Ansätze sind die Unvollständ igkeit der Information, die Ermessensspielräume 

und die Komplexität der Regelungen.37  

Die Kritik an der Unvollständigkeit der Information bezieht sich auf die generelle 

Vorgehensweise bei der Zurechnung des Leas ingobjektes. Da nur ein Teil der  

Leasingverhältnisse in der Bilanz des Leasingnehmers erfasst werden  muss, 

wird die Vermögens- und Finanz lage des Unternehmens nur unvollständig aus-

gewiesen und dem Bilanzles er werden ent scheidungsrelevante Informationen 

vorenthalten. Außerdem werden die Vergleichbarkeit und die Verlässlichkeit der 

Jahresabschlüsse durch die unterschiedlic he Abbildung wirtschaftlich ähnlicher 

Sachverhalte eingeschränkt.38 In Deutschland hat der Jahresabsc hluss neben 

der Informationsfunktion auch noch die Funktion der Zahlungsbemessung für  

die Ausschüttungen und für die Steuer. Du rch den Konflikt dieser  beiden Funk-

tionen kann die Abschwächung der Kritik an den Regelungen des Steuerrechts 

in Bezug auf die Unv ollständigkeit der Information erklärt werden. In der inter-

nationalen Rechnungslegung ist das Proble m jedoch entscheidender. Die I n-

formation des Bilanzlesers ist die einz ige Funktion des Jahr esabschlusses. Als 

                                                 
37  Vgl. G4+1 (2000), S. 2. 
38  Vgl. Leibfried / Rogowski (2005), S. 552; McGregor (1996), S. 4. 
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Ausgleich für die Bilanzunwirksamkei t werden Leas ingverhältnisse über den 

Anhang bzw. die not es dennoch im Jahr esabschluss erwähnt und z. B., v on 

den Rating-Agenturen wie Ve rbindlichkeiten in die Verschuldungskennziffern 

eingerechnet. Einen vollständigen Ersatz für die Aktivierung des Objektes und 

die Passivierung einer entsprechenden Verbi ndlichkeit stellt dies allerdin gs 

nicht dar, weil die Zinszahlungen dem  externen Analysten verborgen bleiben. 

Außerdem werden die Angaben in den not es nicht v on allen Bilanzlesern s o 

wahrgenommen wie die Angaben in der Bilanz. 

Zweiter Kritikpunkt ist, dass die Kriter ien des IAS 17 erhebliche Ermessens-

spielräume für den Bilanzierenden bieten . Das IASB versucht , die g ezielte 

Gestaltung der Leasingverträge entlang der Grenzen der Kriterien zu verhin-

dern, indem man auf genaue quantitative Grenzen, wie sie z. B. im HGB und in 

den US-GAAP vorhanden sind, verzichtet. Diese Lös ung kann aber auch nicht 

alle Spielräume verhindern. Bei der Auslegung der  unbestimmten Rechts-

begriffe und der qualitativen Grenzen bieten sich Ermessensspielräume. Unab-

hängig davon, ob die Regelungen quantitative oder qualit ative Grenzen enthal-

ten, entstehen Gestaltungsspielräume. Diese betreffen jedoch unterschiedliche 

Arten von Bilanzpolitik. Im  Fall von quantitativen Grenz en gibt es dies e Spiel-

räume bei der Sachverhaltsgestaltung, d. h. bei der Gestaltung der Leasingv er-

träge. Qualitative Grenzen ermöglichen dem Bilanzierenden zusätzlich Konklu-

sionsspielräume bei der genauen Ausl egung der Grenzen. Das Ergebnis  ist 

dasselbe. Die Sp ielräume führen an einigen Stellen zu einem Wahlrecht des 

Leasingnehmers über die bilanzielle Wirksamkeit des Leasingvertrages. 

Die Klassifizierungskriterien des IAS 17 sind in den vergangenen Jahren immer 

mehr ausgeweitet worden und haben s omit den Aufwand er höht. Für einige 

Kriterien muss vor allem der Leasingn ehmer auf Informationen zurückgreifen,  

über die er nicht ohne weiteres ve rfügt, und er muss Schätzungen für be-

stimmte Werte vornehmen. Kritiker bemängeln, dass die Regelungen zu kom-

plex sind, ohne die v orgenannten Probleme der Unvollständigkeit und der Er-

messensspielräume zu lösen.39   

                                                 
39  Vgl. Alvarez / Wotschofsky / Miethig (2001), S. 947. 
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Aus diesen Gründen wird in der Litera tur und von den Stand ardsetzern die 

Neuorientierung der Leasingbilanzierung gefordert. Ein neuer An satz soll alle 

Leasingverträge gleich behandeln, weniger  bilanzielle Spielräume bieten un d 

einfacher anzuwenden sein. Zusätzlich wird häufig eine nähere Orientierung an 

den Definitionen des asset und der liability  im Rahmenkonzept d es IAS / IFRS 

angeregt.40 

International gibt es  zwei Vorsch läge, die eine grundle gende Reform der  

Leasingbilanzierung zur Folge hätten und mitunter sogar Änderungen des 

Rahmenkonzeptes erfordern würden.  Der financial components approach wird  

von der Mehrheit des  IASB bevorzugt. Der whole asset approach wird in d en 

USA und von einer Minderhe it des IASB un terstützt. Im Mittelpunkt steht eine 

bessere Information des Bilanzlesers, di e Entscheidungsgrundlage für die Ka-

pitalmarktteilnehmer ist.  

Der financial components approach hat se inen Ursprung in zwei Entwürfen der 

G4+1 Working Group: im McGregor-Ent wurf aus dem Jahr 1996 sowie in dem 

auch als Tweedie-Entwurf bezeichneten Diskussionspapier aus dem Jahr 2000. 

Während der McGregor-Entwurf  die aktuellen Leasingstandards kritisiert und 

nur wesentliche Eck punkte für eine mögliche Reform erarbeitet, geht der  

Tweedie-Entwurf mehr ins Detail und besch äftigt sich mit der konkreten Umset-

zung des Vorschlags. Der whole asset approach hat den gleichen Grundgedan-

ken, führt aber zu einer unterschiedlic hen Abbildung in der Bilanz des Leasing-

nehmers. 

4.2 Financial components approach 

4.2.1 Identifizierung, Zurechnung und Bewertung 

Der financial components approach versucht  das Problem der unvollstän digen 

Information zu lösen, indem er sich von einem Grundprinzip der bisherigen Bi-

lanzierung von Leasingverträgen löst. Anst att das wirtschaftliche Eigentum am  

Leasingobjekt zu betrachten, wir d das Nutzungsrecht des Leas ingnehmers in 

                                                 
40  Vgl. Monson (2001), S. 275; Oversberg (2007), S. 377. 
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den Mittelpunkt gestellt. Als Folge dessen entfällt die Unterscheidung zwischen 

finance und operating lease und die für di e Zurechnung gestellte Frage, wer die 

wesentlichen Chancen und Risiken aus dem Leasingverhältnis trägt. Im Ergeb-

nis muss der Leasingnehmer alle Leasingverträge gl eich behandeln und ein 

immaterielles Nutzungsrecht aktivieren  sowie eine entsprechende Verbindlich-

keit passivieren.  

Nach der Klärung der gr undlegenden Vorgehensweise stellt sich die Frage,  

welche Verhältnisse unter die Regelung fallen sollen. Im Tweedie-Entwurf defi-

niert die G4+1 Working Group einen leas e als eine Vereinbarung, die es dem  

Leasingnehmer erlaubt, das Objekt für einen bestimmten Zeitraum zu besitzen 

sowie zu benutzen, und ihn im Gegenzug zu einer oder zu mehreren Zahlungen 

verpflichtet. Das Abgr enzungskriterium zu Kaufverträgen ist der Verbleib des 

rechtlichen Eigentums beim Leasinggeber .41 Eine Abgrenzung z u herkömmli-

chen Mietverträgen wird nicht vor genommen, sodass davon auszugehen ist, 

dass diese in der Definition enthalten s ind. Entscheidend für die Identifizierung 

ist der wirtschaftliche Gehalt, nicht die rechtliche Ausgestaltung. Die Nutzungs-

rechte sollen in Anlehnung an das Rahm enkonzept der internationalen Rec h-

nungslegung ermittelt werden. Alle Rech te und Pflic hten, die sich aus einem 

Leasingverhältnis ergeben, sollen bilanziert werden, wenn sie die Kriterien des  

Rahmenkonzeptes für das Vorliegen eines assets oder einer liability erfüllen.42  

Da das Nutzungsrecht und die Verbindlic hkeit aus einem Vertrag miteinander  

verbunden sind, müssen sie immer zusammen betrachtet und bewertet werden. 

Nach dem McGregor-Entwurf soll die Anwendung begrenzt sein auf Verträge, 

die eine Laufzeit von über einem Jahr haben. Von di eser Ansicht rückte der 

Tweedie-Entwurf ab. Auch kurzfristige Verträge sollen in die Bilanz aufgeno m-

men werden, falls s ie eine Wesentlic hkeitsgrenze überschreiten. Diese wird 

jedoch in dem Vorschlag noch nicht näher definiert. Zusätzliche Voraussetzung 

ist, dass der Leasingnehmer Zugang zur Nutzung des Objektes erhalten hat. 

Diese Voraussetzung ist bei der Diskuss ion über den Konflikt des Ansatzes  mit 

dem Grundsatz der Nichtbilanz ierung schwebender Geschäfte relevant. Nach 

Ansicht der G4+1 Working Group ist der Zugang zur Nutzung als Leistungs -

                                                 
41  Vgl. G4+1 (2000), S. 7. 
42  Vgl. G4+1 (2000), S. 17. 
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erfüllung zu interpretieren und stellt folglic h eine vernünftige Abgrenzung zu 

sonstigen schwebenden Geschäften dar.43  

Der Tweedie-Entwurf beschäftigt sich außerdem mit Vertragsverhältnissen, die 

nach der Interpretation IFRIC 4 ein indirektes Nutzungsrecht übertragen und als 

Leasingverhältnisse identifiziert werden. Take-or-pay-Verträge fallen nach d em 

neuen Entwurf nicht unter die Definition eines lease. Langfristige Lieferverträge 

können aber nach Ansicht der G 4+1 Working Group unter noch nicht k lar defi-

nierten Voraussetzungen als lease ident ifiziert werden. Eine Übertragung der 

Kriterien der IFRIC 4 wäre durchaus m öglich. Als Beispiel nennt das Diskus-

sionspapier die Abnahme des Stroms eines bestimmten Kraftwerkes und Kapa-

zitätsrechte in der Kommunikationsb ranche. Leasingvereinbarungen, die der 

Standard IAS 17 noch ausschließt, weil sie in anderen Standards geregelt sind, 

sollen vom neuen Standard ebenso mit eingeschlossen werden wie Leas ing-

verträge über Immobilien.44 

Der Wert, mit dem das Nutzungsrecht und die Verbindlichkeit angesetzt werden 

sollen, bestimmt sich aus dem Barw ert der Mindestleasingz ahlungen des 

Leasingnehmers. In der Folgezeit ist das Nutzungsrecht planmäßig abzuschrei-

ben und die Verbindlichkeit nac h Abzug de s Zinsanteils zu reduzieren. Di e 

Wertbemessung unterscheidet sich folglic h nicht von der des aktuellen Stan-

dards.45 Als Diskontierungszinssatz für die Mindestleasingzahlungen muss der  

Leasingnehmer denjenigen Zinssatz verwenden, den er  bei einer Trans aktion 

mit ähnlicher Länge und bei ähnlichen Sicher heiten zahlen müsste. Falls dieser 

nicht bekannt ist, kann alternativ  auch der Zinssatz herbeigezogen werden, der 

zur Kalkulation der Leasingraten genomm en wurde. Analog zu den aktuellen 

Regelungen wird der Anteil der Leasingraten für Serviceleitungen und Versiche-

rungen nicht mit in die Mindestleasingr aten eingerechnet, da die Leistung en 

noch nicht erbracht wurden und für die Dauer des Geschäfts schwebend sind.  

                                                 
43  Vgl. G4+1 (2000), S. 9. 
44  Vgl. G4+1 (2000), S. 18 und S. 134. 
45  Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1998), S. 1470 f. 
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4.2.2 Abbildung sonstiger Vertragsmerkmale 

Zu den sonstigen Vertragsmerkmalen sind Optionen auf Ve rlängerung, Kauf 

oder Kündigung, Restwertgarantien sowie bedingte Leasingzahlungen zu zäh-

len. Das Nutzungsrecht und die entspre chende Verbindlichkeit in Höhe des 

Barwertes der Mindestleasingzahlungen sind zunächst bis zum Ausübungsz eit-

punkt einer Option anzusetzen. Optionen auf Verlängerung, Kauf oder Kündi-

gung sind zusammen mit einer korrespondi erenden Verbindlichkeit separat da-

von anzusetzen, wenn der Wert verlässlich ermittelbar ist und nicht aus W e-

sentlichkeitsgründen zu vernachlässigen ist. Schwierigkeiten entstehen bei der 

Ermittlung des Wertes der Option dadurch , dass der Preis für die Option im  

Vertrag nicht explizit genannt wird. In diesen Fällen muss ein optionspreistheo-

retischer Ansatz herangezogen werden. 46 Für Restwertgarantien des Leasing-

nehmers ist eine Verbindlichkeit mit einem entsprechenden Nutz ungsrecht an-

zusetzen. 

Anders als bei der aktuellen Regelung können nach dem G4+1-Vorschlag auch 

bedingte Leasingzahlungen mit ihrem Erwartungswert in die Bewertung des  

Nutzungsrechts einbezogen we rden. Im Diskussionspapier  werden sie in drei 

Gruppen unterteilt:47  

• von externen Faktoren wie Preisindizes abhängige Zahlungen. 

• von Gewinn oder Umsatz abhängige Zahlungen.  

• nutzungsabhängige Zahlungen.  

Untergrenze für den Wertansatz ist imme r der Barwert der vertraglich vorge-

schriebenen Mindestleasingzahlungen. Bei bedingten Leasingz ahlungen, die 

von externen Faktoren abhängig sind, ist die Einbeziehung unproblematisc h, 

weil der Leasingnehmer keinen Einfluss auf die H öhe hat und sie somit unver-

meidbar sind. Auch gewinn- oder umsatzabhängige Zahlungen können als un-

vermeidbar angesehen werden. Eine Einf lussnahme auf Gewinn oder Umsatz  

                                                 
46  Vgl. Fülbier / Pferdehirt (2005), S. 282. 
47  Vgl. G4+1 (2000), S. 30. 
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mit dem Ziel der Reduzierung der Mindes tleasingzahlungen wäre betriebswirt-

schaftlich nicht sinnvoll. Aufgrund der  unterschiedlichen Meinungen der Mitglie-

der zu diesem Punkt trifft die G4+1  Working Group jedoch noch keine klare 

Aussage. Problematisch ist vor alle m die Einbeziehung von bedingten Leasing-

zahlungen, die von der Nutzung des Leasingobjektes abhängen. Hier hat der 

Leasingnehmer die Möglichkeit, die Höhe der Zahlungen zu beeinflussen. Ver -

lässlichkeitsgründe sprechen daher für eine Nichtbilanzierung. Aus Informa-

tionsgesichtspunkten sollten nut zungsabhängige Zahlungen jedoch bilanziert 

werden, da ansonsten ein erheblicher o ff-balance-sheet-Spielraum entstehen 

würde. Nach dem Tweedie-Ent wurf soll dies aber nur der Fall sein, wenn  die 

vertraglich festgelegten Mindestleasingz ahlungen nicht repräsentativ sind. Ein 

eindeutiger Standpunkt wird aber nicht bezogen, da es auch andere Meinungen 

innerhalb der G4+1 gab.48    

4.2.3  Aktuelle Vorschläge für Verlängerungs- und Kündigungsoptionen 

In den derzeitigen Über legungen des IASB zu  Verlängerungs- und Kün di-

gungsoptionen von Leasingv erträgen stehen vier Varianten zur Debatte. Aus-

gangspunkt aller Ansätze ist jeweils die Ann ahme, dass beide Arten von Optio-

nen aus ökonomischer Sicht identisch sind, weil der Leasinggeber sich die Pla-

nungsunsicherheit vergüten lässt. Problematisch ist diese Annahme jedoch ge-

rade für das sogenannte small ticket le asing, also das Lease n von Einrich-

tungsgegenständen oder Fahrzeugen. Hier werden die Konditionen und Raten 

eher durch den Markt bestimmt und sind weniger durch den Leasinggeber be-

einflussbar.  

Die ersten beiden Varianten teilen das L easingverhältnis wie im bereits be-

schriebenen Vorschlag der G4 +1 Group in ein Nutzungsrecht und eine  Option 

auf. Der erste Vorschlag fordert den Ans atz eines Nutzungsrechts und der ent-

sprechenden Verbindlichkeit für die Grundmietzeit und außerdem den Ansatz  

eines Vermögenswertes für den optionale n Zeitraum nach der Grundmietzeit. 

Die zweite Möglichkeit ist der Ansatz von Nutzungsrecht und Verbindlichk eit 

                                                 
48  Vgl. Fülbier / Pferdehirt (2005), S. 284. Die Aktivitäten der G4+1 Group wurden Anfang 2001 

zugunsten des International Accounting Standard Boards eingestellt. 



34 

über den gesamten möglic hen Nutzungszeitraum sowie die Bilanzierung einer 

Kündigungsoption. Das IASB bevorzugt  diese beide n Vorschläge. Problema-

tisch aber immer die verlässliche Bewertung der Option, da i. d. R. keine Markt-

preise vorhanden sind. 

Die anderen beiden Varianten verzichten auf den separaten Ansatz einer O p-

tion. Im dritten Modell werden Vermögens wert und Verbindlichkeit durch die 

wahrscheinlichste Vertragsdauer bestimmt . Damit rückt die Wahrscheinlichk eit 

der Optionsausübung in den Mittelpunkt. Es  erfolgt entweder der Ansatz über  

die Grundmietzeit oder über die Gesamtmietzeit. Im vier ten Fall erfolgt der Bi-

lanzansatz in Abhängigkeit des zu erwartenden Werts der Leasingzahlungen. 

Ein Beispiel könnte der gewogene Durchs chnitt der unterschiedlichen Eintritts-

wahrscheinlichkeiten sein. Die Schwachstelle dieser beiden Ansätze ist aller-

dings der durch die Schätzungen der Ei ntrittswahrscheinlichkeiten entstehende 

Spielraum für den Bilanzierenden.49 

4.2.4 Bilanzielle Konsequenzen 

Die Einführung des financial c omponents approach hätte im Wesentlic hen 

Auswirkungen auf die Bilanz des Leas ingnehmers. Aufgrund der erhöhten An-

zahl an bilanzierungspflichtigen Sachverhalten käme es zu einer Verschiebung 

der Bilanzrelationen und zu einer Ve ränderung der Verschuldungskennziffer n 

mit Auswirkungen auf die Bilanzanalyse und das interne Rechnungswesen.50 

In einer empirischen Untersuchung haben Leibfried / Rogowski die Veränderun-

gen der Umstellung der Leasingbil anzierung zum financial components  

approach auf die Bilanzen von DAX-  und M-DAX-Unternehmen untersuc ht.51 

Verglichen wurden die Kennziffern Ei genkapitalquote und Anlagenintensität 

nach dem neuen Ans atz mit der aktuellen I AS / IFRS Bilanzierung. Zu dies em 

Zweck wurden aus den notes der Jahr esabschlüsse die aufgeführten Ver-

pflichtungen aus operating-lease-Verträgen entnommen und auf den Zeitpunkt  

der Bilanzerstellung abdiskontiert. Der risikoangepasste Diskontierungszinssatz 

                                                 
49  Vgl. Oversberg (2007), S. 383 ff. 
50  Vgl. Fülbier / Pferdehirt (2005), S. 276. 
51  Vgl. Leibfried / Rogowski (2005), S. 552 ff. 
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wurde aus einer Stichprobe von Unter nehmensanleihen der Gesellschaften er -

mittelt. Die Ergebniss e zeigen, dass sich  in den meisten Fällen weder für die 

Eigenkapitalquote noch für die Anlagenin tensität wesentliche Auswirkungen 

ergeben. Der größte Teil der  Veränderungen lag in Be reich zwischen 0 % und 

2 %. Lediglich bei einzelnen Unt ernehmen kommt es zu stärkeren Effekten. Es  

stellt sich allerdings die Frage, welc he Auswirkungen die Änderungen für klein- 

und mittelständische Unternehmen haben. Empirische Untersuchungen haben 

zwar ergeben, dass größere Unt ernehmen eher Investitionen über Leasing fi-

nanzieren, aber gerade wachsende mitte lständische Unternehmen nutzen auch 

diese Finanzierungsalternative, um ihr Wachstum zu fi nanzieren.52 Bei solchen 

Unternehmen könnten die bilanz iellen Effekte einer Bilanzierungspflicht für alle 

Leasingverhältnisse stärker ausfallen, wenn der Ante il der Leas ingfinanzierun-

gen an der Gesamtfinanzierung groß ist. Es ist allerdings nicht mit einem star-

ken Rückgang der Attraktivität des Leas ings zu rechnen, falls s ich dieser Vor-

schlag durchsetzt. 

4.2.5 Vorteile und Schwachstellen des financial components approach 

In diesem Abschnitt s oll der financial components approach kritisch betrachtet  

werden, da in der Dis kussion sowohl Vorteile g egenüber den aktuellen Rege-

lungen als auch mögliche Schwachs tellen und neu auftretende Probleme ge-

nannt werden. Die G4+1 Working Group und andere Befürworter sind der Mei-

nung, dass die am ak tuellen all-or-nothing approach k ritisierten Punkte dur ch 

den neuen Ansatz gelöst werden. Aufg rund der Aufnahme aller  Nutzungsver-

hältnisse in die Bilanz soll es zu ei ner Abbildung der v om Leasingnehmer kon-

trollierten wirtschaftlichen Ress ourcen sowie der e ingegangenen Verpflichtun-

gen kommen. Eine bessere Information des  Bilanzlesers durch den Jahres ab-

schluss erhöht die Entscheidungsrelev anz. Die Unter suchung mehrerer em-

pirischer Studien, die sich mit der Fr age beschäftigen, welchen  Einfluss die 

Leasingbilanzierung auf die Beurteilung des  Risikos der Anteilseigner hat, un-

terstreicht diese Aussage. Das Ergebnis is t, dass die Beurteilung durch die Ak-

tivierung aller Leasingverhältnisse vereinfacht wird.53 Als zweiter Vorteil soll der  

                                                 
52  Vgl. Haunschild (2004), S. 84 f. 
53  Vgl. Lipe (2001), S. 302 ff. 
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financial components approach zu einer Ve reinfachung der Bilanzierung von 

Leasingverhältnissen führen, da auf die komplizierte Beurteilung des wirtschaft-

lichen Eigentums verzichtet wird. Auße rdem ist die G4+1 Working Group der 

Meinung, dass Ermessens- und Gestal tungsspielräume vermieden werden.  

Empirische Ergebnisse unterstützen die Forderung nach einer Bilanzierung, die 

keine Spielräume für den Bilanzierenden offen lässt. Weil zum Teil die Bezah-

lung des Managements von Bilanzrelati onen und Erfolgskennzif fern abhängt, 

werden Möglichkeiten zur off-balance-sheet-Gestaltung genutzt.54 

Kritiker bemängeln jedoch, dass man sich bei der Ausa rbeitung des McGregor- 

und des T weedie-Entwurfs nicht genüg end mit den Problem bereichen einer 

neuen Regelung auseinander gesetzt hat, und stelle n die Eignung des Vor-

schlages in Frage. 55 Die wesentlichen Sc hwierigkeiten entstehen durch die 

Gleichbehandlung aller Verträge, die ein Nutzungsrecht auf den Leasingnehmer 

übertragen. Durch den Verzicht auf die Betrachtung der Verteilung der Chancen 

und Risiken bei der Zurechnun g kann die Bilanz  nicht mehr das Ausmaß an 

übernommenen Chancen und Risiken darstellen.  

Ein konzeptionelles Problem sehen viele Kritiker in dem Fakt, dass die Vor ge-

hensweise nicht mit dem Grundsatz der Nichtbilanzierung schwebender Ge-

schäfte zu vereinbaren ist. Leasingverhäl tnisse sind bilanziell grundsätzlich den 

Dauerschuldverhältnissen zuzurechnen. Dauerschuldverhältnisse sind schwe-

bende Geschäfte und dürfen aus diesem Grund nicht bilanziert werden.56 Durch 

die bisherigen Regelungen wer den bestimmte Leasingverhältnisse von der Be-

trachtung sonstiger s chwebender Geschäfte getrennt. Die Argu mentation ist, 

dass ein finance leas e beim Leasingnehmer  bilanziert werden muss, weil der  

Vertrag durch den Übergang der  wesentlichen Chancen und Ris iken inhaltlich 

einem Kaufvertrag entspricht. 57 Durch den Abschied vom risk-and-reward 

approach findet keine Abgrenz ung von anderen schwebenden Geschäften 

mehr statt. Es gibt zwei Möglichkeiten, die Problematik zu lösen:58    

                                                 
54  Vgl. Lipe (2001), S. 306. 
55  Vgl. Helmschrott (2000), S. 35. 
56  Vgl. Alvarez / Wotschofsky / Miethig (2001), S. 947; Oversberg (2007), S. 378. 
57  Vgl. Weinstock (1996), S. 796. 
58  Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1998), S. 1471. 
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• Abgrenzung aller Leasinggeschäfte von sonstigen schwebenden Geschäften 

anhand von anderen Kriterien als Chancen und Risiken,  

• Abschaffung des Verbotes der Bila nzierung schwebender Geschäfte durch 

Änderung des Rahmenkonzeptes. 

Im Tweedie-Entwurf favorisiert die G4+1 Working Group den ers ten Vorschlag. 

Die Trennung von Leasingverträgen zu anderen schwebenden Geschäften wird 

nach ihrer Ansicht dadurch möglich, dass der Zugang zur Nutzung durch den 

Leasingnehmer als Ansatzvoraussetzung er füllt sein muss. Indem der Leasing-

geber den Leasinggegenstand bereit stellt, hat er seine wesentlic hen Pflichten 

aus dem Vertragsverhältnis erfüllt und der Schwebezustand ist aufgehoben.  

Aus diesem Grund soll ein Leasingverhält nis schon zu Beginn der Laufzeit an-

gesetzt werden können. Kritik er sind jedoch der Meinung, dass eine sinnvolle 

Trennung nicht möglich ist oder nur anhand v on Kriterien durchgeführt werden 

kann, die die Vereinf achung der Leasingbilanzierung durch den neuen Ans atz 

zunichte machen und außerdem wieder Ermessensspielräume schaffen.59  

Die Möglichkeit der Abschaffung des Grundsatzes der Nichtbilanz ierung 

schwebender Geschäfte würde zu eine r kompletten Änderung der Bilanz ie-

rungsgrundsätze für alle Dauerschuldver hältnisse führen. Die  Folge wäre die 

Aktivierungspflicht von Li eferverträgen, Dienstleistungsverträgen und Arbeits-

verträgen. Mit dem deutschen Normengerüst ist die Abschaffung des Grundsat-

zes in keinem Fall vereinbar.60 Obwohl der Grundsatz auch im Rahmenkonzept 

der internationalen Rechnungslegung verankert ist, bieten die IAS / IFRS mehr 

Spielraum. So wurde mit der Bilanzwirksamkeit von schwebenden Geschäften 

mit Finanzinstrumenten ein erster Sc hritt in Richtung der  Abschwächung des  

Grundsatzes vollzogen. 

Des Weiteren wird die Bewältigung des Informationsproblems, des Problems 

der Ermessensspielräume und des Komp lexitätsproblems durch den financial 

components approach in Frage gestellt. W enn alle Dauerschuldverhältnisse in 

die Bilanz aufgenom men werden, besteht die Gefahr, dass durc h zu viele  In-

                                                 
59  Vgl. Weinstock (1996), S. 799.  
60  Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1999), S. 44.  
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formationen die Übersichtlichkeit und Kl arheit verloren geht. Die Vereinfa-

chungsthese ist deshalb ein Argument fü r den Grundsatz der Nic htbilanzierung 

schwebender Geschäfte. Zu einer ent scheidenden Reduzierung der Komplexi-

tät wird der neue Ansatz auch nicht führen, obwohl die Klassifizierungsfrage bei 

der Zurechnung entfällt. Die Schwierigk eiten entstehen jetzt bei der Zugangs- 

und Folgebewertung der Nutz ungsrechte durch den Leas ingnehmer. Neben 

den Mindestleasingzahlungen und dem Diskontierungszinssatz müssen die 

Wahrscheinlichkeiten für die Einb eziehung von Optionen und bedingten 

Leasingzahlungen bekannt sein. Auch di e Möglichkeit zur Bilanzpolitik kann 

nicht wesentlich eingeschränkt werden. Ei nige Autoren vertreten die Ans icht, 

dass die Ermessensspielräume sogar zunehmen.61 

Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass die aktuelle Ausgestaltung des   

financial components approach auch kein e befriedigende Lösung für die Pro-

bleme der aktuellen Ansätze zur Leasingbilanzierung bietet. Trotz der Kritik ver-

folgt das IASB den Ansatz weiter. Im ersten Halbjahr 2008 soll ein weiteres Dis-

kussionspapier veröffentlicht we rden. Die Eckpunkte hat das IASB in einer 

Projektübersicht zusammengefasst. Aufbauend auf dem McGregor-Entwurf und 

dem Tweedie-Entwurf ist eine grundl egende Reform nach dem financial c om-

ponents approach geplant. Der Ansatz von a ssets und liabilities soll in Anleh-

nung an das Rahmenkonzept des IASB erfolgen. 

4.3 Whole asset approach 

Die Befürworter des whole ass et approach kritisieren an der Vorgehensweis e 

des financial components approach, dass nur  ein Nutzungsrecht aktiviert wir d 

und die Leasingobjekte ihre körperliche Bedeutung verlieren. 62 Die grundle-

gende Herangehensweise ist allerdings die gleiche. Wie bei den Entwürfen der 

G4+1 Working Group sollen nach diesem  Vorschlag alle Leas ingverhältnisse 

beim Leasingnehmer aktiviert werden. De r Unterschied liegt darin, dass unab-

hängig von der Vertragslaufzeit imme r der Vermögens wert und e ine entspre-

chende Verbindlichkeit mi t dem beizulegenden Zeitwe rt angesetzt werden s ol-

                                                 
61  Vgl. Monson (2001), S. 284.  
62  Vgl. Monson (2001), S. 275-287. 
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len. Der Leasingnehmer wird ohne Betrac htung der Verteilung von Chanc en 

und Risiken wirtschaftlicher Eigentümer des  Objektes. Dahinter steht die Über-

legung, dass ein Unt ernehmen immer nur  einen Vermögenswert als Gan zes 

und nicht nur einen Bruchteil davon nutzen kann. Der Vorteil dieser Methode in 

Hinblick auf die Informationsfunktion des J ahresabschlusses ist, dass das tat-

sächlich zur Verfügung stehende Produk tionsvermögen des Unternehmens  

dargestellt wird und besser vergleichbar ist. 63 Auf der einen Seite wird die M ei-

nung vertreten, dass der Ansatz v on ganzen Vermögensgegenständen besser 

den Definitionen eines assets und ein er liability des Rahmenkonzeptes ent-

spricht.64 Auf der anderen Seite wird die Kompatibilität mit dem Rahmenkonzept 

aber auch in Frage gestellt, weil der Anteil,  der über das Nutzungsrecht hinaus-

geht, dem Leasingnehmer eigen tlich nicht zugerechnet werden darf. Ein weite-

res Problem ist, dass in der Bilanz di e Unterscheidung z wischen zeitlich be-

grenzter Nutzung beim Leasing und tendenziell zeitlich unbegr enzter Nutzung 

beim Eigentum verschwimmt, da beides gl eich behandelt wird. In Hinblick auf  

die Komplexität der Regelunge n zeigen sich die Vorte ile dieses Ansatzes. Da 

der Vermögenswert in jedem Fall mit dem beizulegenden Zeitwert anzusetzen 

ist, entfällt die s eparate Behandlung eventueller Optionen oder Restwertgaran-

tien, die aufgrund der Bewertungsschwierigkeiten die Komplexität beim financial 

components approach erhöht.65 

Die Auswirkungen auf die Kapitalstruk tur würden beim whole asset approac h 

sogar noch bedeutender ausfallen als beim financial components approach. Der 

beizulegende Zeitwert eines Objektes liegt  i. d. R. über dem Barwert der Min-

destleasingzahlungen und besonders bei kurzen Leasingverhältnissen wäre der 

Unterschied zwischen der Höhe des Ansat zes des Nutzungsrechtes und d es 

Objektes enorm. Wie zu erkennen ist, hat auch der whole asset approach Vor-  

und Nachteile. 

                                                 
63  Vgl. Fülbier / Pferdehirt (2005), S. 280. 
64  Vgl. Monson (2001), S. 287. 
65  Vgl. Fülbier / Pferdehirt (2005), S. 283. 
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4.4 Kritische Würdigung der neuen Ansätze 

Die kritische Betrachtung der neuen Vors chläge hat gezeigt, dass auch die 

grundlegende Reform der Vorschriften zu r Leasingbilanzierung nicht die er-

hofften Vereinfachungen und Informationsve rbesserungen mit sich bringt. Der 

Grund dafür ist, dass die Investitions- und Finanzierungsalternative Leasing 

eine zu wenig greifbar e und von anderen Vertragsfo rmen abgrenzbare Art der  

Nutzungsüberlassung darstellt. Der fließende Übergang zwischen Miete,  

Leasing und Kauf sowie die Vielz ahl an Vertragsvarianten des Leasings werfen 

Schwierigkeiten für die bilanzielle Z urechnung der Vertragsverhältnisse auf. 

Eine allgemein verbindliche Aussage über die Zurechnung von Leasingobjekten 

ist nicht m öglich, sondern es m uss im Einzelfall ents chieden werden. Die Lö-

sungen für die Problembereiche Informationsgewährung, Ermessensspielräume 

und Komplexität sind nicht immer miteinander zu vereinbaren. 

5. Fazit 

Im Vergleich zum HGB ergibt s ich nach IAS / IFRS eine bedeutend weiter ge-

fasste Menge an bilanziell en Leasingverhältnissen, da neben den als Leasing-

verhältnisse bezeichneten Verträgen auch reine Mietverträge und Ratenk auf-

verträge unter die Definition eines leas e fallen. Außerdem dehnt die Interpreta-

tion IFRIC 4 die Identifizierung auf l angfristige Liefer- oder Diens tleistungsver-

träge aus. Entscheidende Ve ränderungen für die Bilanz ierung sind dad urch 

nicht zu erwarten. Vielmehr wird sich die Vertragsgestaltung in Zukunft an den 

Kriterien der IFRIC 4 orientieren, um eine Identifizierung zu verhindern. Auch im 

IAS / IFRS wird die Zurechnung anhand des  wirtschaftlichen Eigentums vorge-

nommen. In beiden F ällen ergibt sich daraus ein all- or-nothing approach, der 

die Bilanzneutralität für den Leasingnehmer ermöglicht. Als Indikator für das 

wirtschaftliche Eigentum werden jeweils die wesentlichen Chancen und Risik en 

aus dem Vertragsverhältnis gesehen. Un terschiede ergeben sich zum Teil bei 

der Beurteilung, was unter den wesent lichen Chancen und Risiken zu verste-

hen ist. Die meisten Zurechnungskriterien stimmen im HGB und im IAS / IFRS 

überein. Lediglich die genaue Ausgestaltung der Kriter ien weicht voneinander  

ab. Das Barwertkriterium macht den we sentlichen Unterschied aus. Während 
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es in den Regelungen des IAS 17 das entscheidende Zurechnungskriterium ist, 

wird es in der handelsrechtlichen Bilanzierung nicht zur Beurteilung der Zurech-

nung hinzugezogen. Auch durch dieses Kriterium sind die Anforderungen de r 

IAS / IFRS an das wirtschaftliche Ei gentum beim Leasing geringer und es  

kommt häufiger zu einer Zurechnung des  Objektes zum Leasingnehmer. Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften unterstützen in der Praxis die Übernahme de r 

quantitativen Grenze aus den US-GAAP für den Barwerttest. Aus diesem Grund 

besteht die Gefahr der Umdeutung erlasskonformer Leasingverträge.  

Zwei Kritikpunkte an den Regelung en zum Leasing sind für HGB und für 

IAS / IFRS die Gleichen: die Möglichk eit der Bilanzunwirksamkeit und die Er -

messens- und Gestaltungsspielr äume. Die beiden bereits genannten Kritik-

punkte sowie die Komplexität der Zure chnungsvorschriften des IAS 17 haben 

zu Reformvorschlägen für die Leasingbilanzierung geführt. Der vom IASB favo-

risierte financial components approach ba siert auf zwei Aus arbeitungen der 

G4+1 Working Group. Gefordert wird eine radikale Reform hin zur Bilanz ierung 

aller Leasingverhältnisse durch den Ansatz von Nutzungsrechten. Eine kritische 

Auseinandersetzung mit dem Vorschlag zeigt jedoch, dass gerade durch die 

Kollision mit dem Grundsatz der Nichtbilanzierung schwebender Geschäfte 

auch bei diesem Ans atz Problembereiche entstehen. Die Wirksamkeit bei der  

Verbesserung der Leasingbilanzierung ist in Frage zu stellen. Auch der Alterna-

tivvorschlag des whole asset approach hat erhebliche Schwachstellen. Trotz 

allem verfolgen das IASB und das FASB zusammen die Idee einer grundlegen-

den Reform in einem Gemeinschaftsprojekt weiter. Für das erste Halbjahr 2008 

ist ein Dis kussionspapier geplant. Abschli eßend ist zu konstatieren, dass es  

unabhängig von der Ausgesta ltung eines zukünftigen Standards zur Bilanz ie-

rung von Leasingverhältnissen immer Kritikpunkte geben wird. Eine in jeglic her 

Hinsicht zufrieden stellende Lösung wird es aber nicht geben. 
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